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Familie Mustermann, ABC-Straße 123, 12345 Musterstadt
Hessisches Ministerium für Wirtschaft,

Energie, Verkehr & Landesentwicklung

Abteilund I - Landesentwicklung, Energie

Kaiser-Friedrich-Ring 75

65185 Wiesbaden

Musterstadt, den 00. Januar 2018
Betr.: Entwurf der Neufassung der Planziffer 5.1.6 - Luftverkehr zum Entwurf der Dritten Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000,  Überarbeitung, 2te Öffentlichkeitsbeteiligung

Hier:  Hinweise,Anregungen und Änderungs-Vorschläge zu dem oben angeführten Bereich
Sehr geehrte Damen und Herren,

obwohl der HTK-Hochtaunuskreis nicht mehr in der FLK vertreten ist, zählen deren Gemeinden und die Gemeinde Glashütten zu den besonders verlärmten bewohnten Bereichen. Die entsprechenden Meßwerte können unter http://www.dfld.de an den geeigneten Meßstationen im Internet seit Beginn der Jahrtausendwende abgelesen werden.
Gemäß der Verlautbarungen der FLK-Fluglärmkommission, von Fraport und der Luftverkehrswirtschaft ist zu befürchten, das der Fluglärm durch Ausweitung des Geschäftsmodells und des Anstiegs des Luftverkehrs zusätzliche Belastungen in unsere Region "verschoben" werden.

Die hier seit Jahrhunderten lebende Bevölkerung ist u.a. einmal hierher gezogen, weil man ländlich und nicht städtisch wohnen wollte, d.h. ruhig und wurde durch den forcierten Ausbau von Fraport überrascht ohne echte Einflußmöglichkeiten. 

Wir fordern den Heilklima-/Natur-Park Taunus insgesamt als ruhiges Gebiet auszuweisen. Hierfür besteht genauso - wie für Fraport - das Anrecht auf Investitionsschutz, der Grundsatz das Eigentum verpflichtet und die zusätzliche Abwägung "von der Unversehrtheit von Leib und Leben", ebenfalls geschützt durch das GG - Grundgesetz - der Bundesrepublik Deutschland, der Hess. Verfassung und EU-Recht. Persönliche Unversehrtheit, Gesundheit und Schutz vor Immissionen und Emissionen stehen VOR einer ungebremsten Profitgier und Wachstums-Phantasien von Unternehmen und Regierungen!
Wir verweisen hier ausdrücklich auf die in Nizza am 07. Dezember 2000 vom Europäischen Rat, dem Europ. Parlament und der Europ. Kommission verfaßte "Charter of Fundamental Rights in the European Union"!  
Liest man den dort niedergelegten Text, so kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, das alle Aktionen rund um die Erweiterung von Fraport, einschließlich der o.a. "Neufassung", gegen einschlägige Paragraphen der EU-Charter (interpretiere ich als Grundgesetz der EU) verstoßen, beginnend mit Article 1 "Human dignity - Human dignity is inviolable. It must be respected and protected". 

Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen, fehlt aber als Grundgedanke aus unserer Sicht in wesentlichen Teilen der Entwicklungspläne in Hessen, wird nicht konsequent als Grundsatz verfolgt und scheint mehr von Lobbyisten der Luftverkehrswirtschaft und Flugplatzanrainern geprägt. Richtigerweise wird auf der Homepage des Regierungspräsidiums in Darmstadt auf die im Grundgesetz-GG niedergelegten richtungsweisenden Passagen hingewiesen! 
Weiterhin wird von uns bemängelt, das keine einschlägigen Maßnahmen im Text der o.a.  Neufassung niedergelegt sind, die sich mit dem Schutz (-zielen) der Bevölkerung vor Emissionen und Immissionen jeglicher Art befassen. Beim Lesen des (geänderten) Textes kann man sich einfach des Eindrucks nicht erwehren, daß hier über die Hintertür erweiterte Geschäftsmodelle der Fraport AG und der Luftverkehrswirtschaft eingeführt, unterstützt und / oder  legalisiert werden sollen, auch wenn das im Erläuterunstext bestritten wird. Bleibt die Frage, ob die der Auslegung mit veröffentlichten Erläuterungen rechtsverbindlicher und rechtswirksamer Bestandteil des LEP (überarbeitete Fassung) werden!?
Aus den Datenbankauszügen und CADEC-Dateien der wochen- und monatelangen Anhörungen während des Planfeststellungsverfahren - PFV ist diese Vorgehensweise NICHT gedeckt und kann  auch nicht so herausgelesen werden. Ich war damals dort wochenlang anwesend und kann mich an eine Diskussion über eine Geschäftsmodell-Erweiterung oder (zukünftige) -änderung NICHT erinnern. Von Teilnehmern wurde immer wieder auf die sich geo-politisch und -strategisch sich verändernden Umfelder, den Bau von Großflugzeugen und von Superhubs weltweit hingewiesen, die Fraport-Vertreter nicht interessierte und von der Moderation zurückgewiesen wurden. obwohl doch dem ganzen PFV ein bestimmter Business- und Zeitplan unterlegt sein mußte.
Damals wurde auf die Hub- und Drehkreuz-Funktion von Fraport und deren damaligen Kunden abgestellt. Auch das Terminal 3 und der allgemeine Ausbau war Grundlage des PFV und NICHT die Ausweitung in den Bereich der Billigfliegerei hinein, deren Auswirkungen wir durch die schleichende Aushöhlung des Nachtflugverbotes und den zahnlosen Aktionen der Landesregierung dagegen, bereits jede Nacht erleben dürfen. Selbst die FAZ hat dies in den letzten Wochen mehrfach dokumentiert in deren Artikeln.
In unserer Stellungnahme zum Lärmaktionsplan, Teilplan „Fluglärm“, ist die Forderung enthalten, den Natur- und Heilklima-Park Hochtaunus als sog. „Ruhiges (Erholungs-) gebiet“ auszuweisen. Auch hier Fehlanzeige im Bereich des LEP. Der eigentlich aus unserer Sicht komplementäre integrierte "Klimaschutzplan Hessen 2025", geht auf die Großflughafen-Problematik gar nicht erst ein, geschweige stellt Forderungen nach beispielsweise einer Kerosinsteuer oder ähnlichem zur Steuerung von Flugbewegungen und Abgaswerten.

Ähnlich verhält es sich mit der wackligen Basis des LEP, der "Bevölkerungs-vorausschätzung für Hessen und seine Regionen als Grundlage der LEP":
Es wird zwar angemerkt, das Hessen in den nächsten Jahren Wanderungsgewinne erzielt (aus inner-europäischen und vor Notlagen Fliehenden) die Prognose wird angeblich aber nur auf rund 27.700 Personen pro Jahr bis 2030 angehoben, obwohl gleichzeitig ein Wanderungsgewinn für 2015 von 95.000 Personen konstatiert wird. Da die Mehrheit dieser Personen sich hier im Ballungsraum ansiedelt oder ansiedeln wird, stimmen natürlich die ganzen Prognosen der mit Lärm etc. belasteten Personen nicht mehr und bedürfen einer dringenden Überarbeitung im LEP und entzieht damit eigentlich dieser Auslegung jegliche Grundlage (altes IT-Prinzip: Garbage in - Garbage out!).
In Urteilen des EUGH wurde bereits mehr als einmal die Position der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Schweiz letzt-instanzlich und rechtswirksam bestätigt, bezüglich von Nacht-, An- und Ab-Flugbeschränkungen des Flughafens Zürich-Klothen. Der Schutz der Fremdenverkehrsgebiete in Bayern und des Schwarzwaldes waren wesentliche und nunmehr rechtsverbindlich bestätigte Ziele des Rechtsstreites und lassen sich analog auf den „Naturpark Hochtaunus“ übertragen. Dieser Punkt wird ebenfalls nicht in den Neufassungen des LEP-2000 gespiegelt.
Die "Initiative gegen Fluglärm im Vordertaunus" ist zu dem Schluss gekommen, dem wir uns anschließen, dass das Ziel mögliche unterschiedliche Interpretationen des Plantextes zu verhindern, verfehlt wurde. Ganz im Gegenteil sind nun mit der Neufassung weitere Widersprüche im Plantext eingebaut bzw. erforderliche Klarstellungen nicht übernommen worden. 

So wird der Wortlaut von Ziffer 5.1.6-2 geändert, indem das Wort „stärken“ durch das schwächere „sichern“ ersetzt wird und lautet nun: „Der Flughafen Frankfurt Main ist in seiner Wettbewerbsfähigkeit zu sichern...“ 

Gleichzeitig wird allerdings in Ziffer 5.1.6-3 auf den unberührt bleibenden mit der 
   1. Änderung des LEP Hessen 2000 – Erweiterung Flughafen Frankfurt Main – im Jahr 2007 eingeführte Grundsatz III.1 G verwiesen. 

Was steht dort? „Die Erweiterung des Flughafens Frankfurt Main soll die bundesweite Bedeutung des Landes Hessen als europäischer und internationaler Knotenpunkt für die Mobilität der Menschen sowie als Handels- und Logistikzentrum für den Austausch von Gütern sichern und stärken.“ 

Auch der Hinweis in der Neufassung der Ziffer 5.1.6-3 auf die besondere Bedeutung des Lärmschutzes in den Randstunden der Nacht kommt im alten Grundsatz aus dem Jahr 2007 nicht vor. Forderungen nach einem 8-stündigen Nachtflugverbot von Umweltbundesamt und Ärzteorganisationen, sowie Erkenntnisse aus Gesundheitsstudien (z.B. NORAH) wurden im Landesentwicklungsplan zwar notifiziert aber weiterhin nicht berücksichtigt bzw. hieraus gezogene Konsequenzen erschließen sich dem Betrachter oder Leser nicht.. 

Gerade vor dem Hintergrund überproportional ansteigender Flugbewegungszahlen in der Nacht (siehe Presse-Mitteilung FLK-Frankfurt vom 13.12.17) hätten sich die lärmgeplagten Menschen gewünscht, dass eine Verbesserung des Lärmschutzes in den Randstunden (5-6 und 22-23 Uhr) als verbindliches Ziel im Landesentwicklungsplan formuliert worden wäre. 
Die gesetzliche Nachtruhe von 22 Uhr bis 06 Uhr durchzusetzen wird von der hess. Landesregierung als Schutzziel der Bevölkerung zum wiederholten Male NICHT definiert, obwohl von den angezogenen Studien gefordert. 

Unter der Ziffer 5.1.6.5 wird zwar festgehalten, daß ein "Lärmminderungsplan" alle 5 Jahre überarbeitet werden soll, aber dies soll nur "dargestellt" werden. Die in einem LEP zu stellenden Forderungen, Ziele oder Konsequenzen werden nicht aufgezeigt. Im übrigen weisen alle Meßstationen, nicht nur des DFLD, eindeutig nach, daß ein viel größeres Gebiet gesundheitsschädigend verlärmt wird als im LEP in der Fraport-Nähe ausgewiesen ist. Das zu beobachtende Gebiet ist auf einen Radius von mindestens 100 km zu erweitern! 
Die in diesem Punkt um sich greifende Unsicherheit in der Landesregierung Hessen wird greifbar, in einem Projekt, das den "Einfluß von Fraport auf das Umland" in einer Studie ermitteln soll. Die Studie wird vom  "Umwelt- und Nachbarschaftshaus" finanziert. 

Allerdings ist geplant, daß eine statistisch kaum signifikante Anzahl von Haushalten etwas zu der Studie beitragen soll. NUR "... je 5 Haushalte in 40 "ausgewählten" Arealen in einem Radius von 100 km rund um den Flughafen..." sollen befragt werden! Wieviele davon liegen wo im HTK? Rest der in der Studie zu verarbeitenden Daten basiert wohl im Wesentlichen auf Umfragen von Fraport bei Betrieben im Umland! 
Auf die Ergebnisse im Frühjahr 2018 darf man gespannt sein.
Die im LEP unter Punkt 5.1.6.8 genannten Ziele für Kassel-Calden waren von Beginn an strittig, haben den Realitätstest nicht überstanden und fahren jährlich Millionen-Verluste für den Steuerzahler ein. Trotzdem wird aber weiterhin in jeder "überarbeiteten" Auslagefassung dieser Punkt tapfer erwähnt als zu "befriedigendes" Ziel. Hier fehlt der Mut zum Streichen!
Mit freundlichen Grüßen

Familie Mustermann
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